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Bundesminister für Arbeit und SozialesHubertus Heil hat vor demHintergrund der durch das Urteil des BGH vom10.1.2023 – 6 StR

133/12 – in der Praxis entstandenen Rechtsunsicherheitenbei der Bestimmungder Vergütung von Betriebsräten einedreiköpfige

Kommission unter Vorsitz von Professor Dr. Rainer Schlegel, Präsident des Bundessozialgerichts sowie den Mitgliedern Ingrid

Schmidt, Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts a. D. und Professor Dr. Gregor Thüsing, Direktor des Instituts für Arbeitsrecht und

das Recht der sozialen Sicherheit, Universität Bonn, eingesetzt. Die Kommission „Rechtssicherheit in der Betriebsratsvergütung“

hatte den Auftrag, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales Vorschläge für eine gesetzliche Regelung im Betriebsverfas-

sungsgesetz vorzulegen, die Rechtssicherheit für die Bestimmung der Vergütung von Betriebsräten schafft. Die Kommission hat

ein Hearing durchgeführt, an dem neben den Mitgliedern der Kommission auch Vertreter der Gewerkschaften (Yasmin Fahimi,

Vorsitzende des DGB, Isabel Eder, IGBCE, und Roman Romanowski, IG Metall) und der Arbeitgeberseite (Stefan Kampeter, Hauptge-

schäftsführerder BDA,Dr. RolandWolf, Abteilungsleiter Arbeitsrecht undTarifpolitik der BDA, undAndreas Batz, Leiter Konzernper-

sonalwesen der BMW Group) teilgenommen haben. Ferner haben sachverständige Praktiker (RA Professor Dr. Björn Gaul, RA

Dr. Daniel M. Krause, LL.M., und RAin ProfessorDr. Marlene Schmidt) über ihre Erfahrungenmit dem Thema der Entgeltfindung für

Mitglieder des Betriebsrats berichtet. Die Kommission schlägt, insbesondere um mehr Rechtssicherheit zu schaffen, eine Fort-

schreibung von § 37Abs. 4 BetrVG und § 78 BetrVG i.S.d. Ehrenamtsprinzips vor. Darüber verhält sich ein zwölfseitiger Kommissi-

onsbericht, welchen die Kommission dem BMAS übergeben hat und deren Vorschläge kürzlich auchweiteren Vertreterinnen und

Vertreternder BundesregierungunddenSpitzender SozialpartnerorganisationenBDAundDGBdurchdie Kommissionvorgestellt

wurden. Esbleibt abzuwarten, obdieVorschlägeauchgesetzgeberischumgesetztwerden.

Prof. Dr. Christian Pelke,

Ressortleiter Arbeits-

recht

Entscheidungen
BAG: Profifußball – einsatzabhängige Verlän-

gerungsklausel – COVID-19-Pandemie – er-

gänzende Vertragsauslegung – Vertragsan-

passung

1. Einzelfallentscheidung zu einer in einem Ar-

beitsvertrag mit einem Profifußballspieler getrof-

fenen Vereinbarung, nach der sich der für eine

Spielzeit befristete Arbeitsvertrag um eine weite-

re Spielzeit verlängert, wenn der Spieler auf eine

bestimmte (Mindest-)Anzahl von Spieleinsätzen

kommt (einsatzabhängige Verlängerungsklau-

sel), und zu deren Verständnis/Anpassung vor

dem Hintergrund eines pandemiebedingten vor-

zeitigen Abbruchs der Spielsaison.

2.MachtderProfifußballspielerunterBerufungauf

denEintritt der Bedingungdereinsatzabhängigen

Verlängerungsklausel die Verlängerung seines be-

fristeten Arbeitsverhältnisses umeinweiteres Jahr

geltend, handelt es sich um eine allgemeine Fest-

stellungsklage i. S. d. § 256 Abs. 1 ZPO (Rn. 17).

3. Zur Frage, ob eine einsatzabhängige Verlänge-

rungsklausel im Vertrag eines Profifußballspielers

aufgrund eines pandemiebedingten Saisonab-

bruchs dahingehend ergänzend ausgelegt wer-

denkann,dassbereits eineprozentualeQuoteund

nicht die vereinbarte Anzahl von Spieleinsätzen

die Vertragsverlängerung bewirkt hat (Rn. 24 ff.).

4. Zur Frage, ob eine einsatzabhängige Verlänge-

rungsklausel im Vertrag eines Profifußballspielers

aufgrund eines pandemiebedingten Saisonab-

bruchs gemäß § 313 BGB dahingehend ange-

passt werden kann, dass bereits eine prozentuale

Quote und nicht die vereinbarte Anzahl von

Spieleinsätzen zur Vertragsverlängerung ausge-

reicht hat (Rn. 34 ff.).

5. Nach den Regeln über die Störung der Ge-

schäftsgrundlage (§ 313 BGB) darf in die Verein-

barung der Parteien nicht stärker eingegriffen

werden, als es durch die Anpassung an die verän-

derten Umstände geboten ist. Eine Anpassung

darf keine Überkompensation zur Folge haben

(Rn. 36).

BAG, Urteil vom 24.5.2023 – 7 AZR 169/22
(Orientierungssätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-2419-1

unter www.betriebs-berater.de

BAG: Datenschutzbeauftragter – Abberu-

fung – Interessenkonflikt

1. Landesspezifisches Datenschutzrecht hat Vor-

rang vor dem BDSG. Soweit für öffentliche Stellen

der Länder besondere landesdatenschutzrechtli-

cheBestimmungengelten, sinddiese–auchwenn

sie Bundesrecht ausführen – von den Bestimmun-

gendesBDSGausgenommen.DasBDSGhatdamit

denCharaktereines„Auffanggesetzes“ (Rn. 20).

2. Die Rechtsstellung eines aufgrund des BDSG

aF bestellten Datenschutzbeauftragten hat nicht

automatisch durch Inkrafttreten der DSGVO ge-

endet (Rn. 24).

3. Zu einer wirksamen Abberufung eines Daten-

schutzbeauftragten bedarf es i. d. R. keiner Teil-

kündigung (Rn. 29 ff.).

4. Der besondere Schutz des betrieblichen Da-

tenschutzbeauftragten vor einer Abberufung ge-

mäß § 6 Abs. 4 Satz 1 BDSG steht im Einklang

mit Unionsrecht. Die Bestimmung beeinträchtigt

die Verwirklichung der Ziele der DSGVO nicht

(Rn. 34 ff.).

5. Aufgrund der Verweisung in § 6 Abs. 4 Satz 1

BDSG muss für die Abberufung ein wichtiger

Grund i. S. v. § 626 Abs. 1 BGB vorliegen, der es

dem Verantwortlichen aufgrund von Tatsachen

und unter Berücksichtigung der Gegebenheiten

des Einzelfalls sowie unter Abwägung der Inte-

ressen beider Vertragspartner unzumutbar

macht, die betreffende Person als betrieblichen

Datenschutzbeauftragten auch nur bis zum Ab-

lauf der ordentlichen Kündigungsfrist weiterhin

einzusetzen (Rn. 39).

6. Eine Abberufung kann durch Gründe gerecht-

fertigt sein, die mit der Funktion und Tätigkeit

des Datenschutzbeauftragten zusammenhängen

und deren Ausübung unmöglich machen oder

sie zumindest erheblich gefährden. Dies kann

dann der Fall sein, wenn der zum Beauftragten

für den Datenschutz bestellte Arbeitnehmer die

für die Aufgabenerfüllung erforderliche Fachkun-

de oder Zuverlässigkeit nicht (mehr) besitzt. Die

Zuverlässigkeit eines Beauftragten für den Da-

tenschutz kann in Frage stehen, wenn Interes-

senkonflikte drohen (Rn. 40 f.).

BAG, Urteil vom 6.6.2023 – 9 AZR 621/19
(Orientierungssätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-2419-2

unter www.betriebs-berater.de

BAG: Revisionsrücknahme – elektronischer

Rechtsverkehr – Nutzungspflicht – Verbands-

vertreter – Zulassung als Rechtsanwalt

Ist ein Verbandsvertreter nicht als Syndikus-

rechtsanwalt zugelassen, ist er im Rahmen seiner

Tätigkeit für den Verband (noch) nicht verpflich-

tet, den elektronischen Rechtsverkehr zu nutzen.

Dies gilt auch dann, wenn dieser außerhalb sei-

nes Arbeitsverhältnisses zum Verband über eine

Zulassung als Rechtsanwalt verfügt, im konkre-

ten Verfahren aber nicht mandatiert ist. Insoweit

ist er nicht als Anwalt am Prozess beteiligt, son-

dern wird in einem anderen Rechtsverhältnis als

mit der Prozessführung beauftragter Vertreter

des Verbands tätig.

BAG, Beschluss vom 21.9.2023 – 10 AZR 512/20
(Orientierungssatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-2419-3

unter www.betriebs-berater.de
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